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Bericht des Abgeordeten Lange 


Die Zwölfte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung, die mit Ausnahme von § 1 
Nr. 2 am 15. Februar 1968 in Kraft getreten ist (§ 1 
Nr. 2 ist am 1. März 1968 in Kraft getreten), wurde 
vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 28. Fe- 
bruar 1968 dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen mit Frist zum 29. Mai 1968 zur Bera- 
tung zugewiesen. Nach § 27 Abs. 2 AWG hat der 
Bundestag das Recht, in einer Frist von vier Mona- 
"'^n nach Verkündung die Aufhebung der Verord- 
nung zu verlangen. 

Durch die vorliegende Verordnung wurde die 
Außenwirtschaftsverordnung wie folgt geändert: 

1 . Um die Ausfuhrkontrollen gemeinsam durch- 
führen zu können, wurde in internationaler Zu- 
sammenarbeit die Einführung eines neuen ein- 
heitlichen Formulars mit der Bezeichnung „Inter- 
national Import Certificate" beschlossen. Sie tritt 
an Stelle des bisherigen „Import Certificate". 
Unter Anpassung an das neue Formular wurde 
daher die bisherige deutsche Bezeichnung „Un- 
bedenklichkeitsbescheinigung" durch die Be- 
zeichnung „Internationale Einfuhrbescheinigung" 
ersetzt. 

2. Um überprüfen zu können, ob sich die Einfuhren 
von Gasöl und Heizöl in den erforderlichen Gren- 
zen bewegen, müssen auch die Ausfuhren der 


einzelnen Außenhändler genau erfaßt werden. 
Es wurde deshalb für Gasöl und Heizöl ab 1. März 
1968 ein Ausfuhrnachweis eingeführt, der von 
der Zollstelle dem Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft zu übersenden ist. 

3. Seit Inkrafttreten des neuen Umsatzsteuergeset- 
zes (Mehrwertsteuer) werden bei der zollrecht- 
lichen Abfertigung der Einfuhren neue Vor- 
drucke verwendet, und zwar enthalten die Vor- 
drucksätze als Arbeitiserleichterung für die Im- 
porteure neben dem Statistischen Anmeldeschein 
eine weitere Ausfertigung als Einfuhrkontroll- 
meldung. Durch die Neufassung des § 27 Abs. 2 
Nr. 3 der Außenwirtschaftsverordnung wurde die 
Verwendung der neuen Vordrucke außenwirt- 
schaftsrechtlich sanktioniert. 

4. Vermögensanlagen Gebietsansässiger in frem- 
den Wirtschaftsgebieten bzw. Vermögensanla- 
gen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet sind 
nach §§ 55 bis 58 AWV meldepflichtig. Um die 
damit verbundenen technischen Arbeiten zu er- 
leichtern, wurde angeordnet, daß die für das 
Bundesministerium für Wirtschaft bestimmte 
Ausfertigung in Zukunft über das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zu leiten ist. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, von seinem Auf- 
hebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 28. März 1968 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Erwin Lange 

Vorsitzender Berichterstatter 
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